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(2) Erfolgt die Einstellung, weil der jugendliche Ange­
klagte auf Grund des Entwicklungsstandes seiner Per­
sönlichkeit nicht fähig war, sich bei seiner Entscheidung 
zur Tat von den geltenden Regeln des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens leiten zu lassen, sind den Organen der 
Jugendhilfe die getroffenen Feststellungen mitzuteilen.

(3) Dem jugendlichen Angeklagten werden die Gründe 
einer Einstellung gemäß Absatz 1 Ziffer 2 nicht mitge­
teilt, soweit davon Nachteile für seine Erziehung zu be­
fürchten sind.

(4) Erfolgt die Einstellung wegen Zurechnungsun­
fähigkeit des Angeklagten, kann in der Hauptverhand­
lung gleichzeitig die Einweisung in psychiatrische Ein­
richtungen nach den hierfür geltenden gesetzlichen Be­
stimmungen angeordnet werden.

(5) Lag ein Schadensersatzantrag vor, ist der Ge­
schädigte darüber zu unterrichten, in welcher Weise er 
seine Schadensersatzansprüche geltend machen kann.

§249
Umwandlung der vorläufigen Einstellung

Das Gericht kann die gemäß § 247 vorläufig einge­
stellten Verfahren endgültig einstellen, wenn

1. die Krankheit des Angeklagten sich als unheilbar 
erweist;

2. die gemäß § 247 Ziffer 2 zu erwartende Maßnahme 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit rechtskräftig 
ausgesprochen wurde;

3. der Angeklagte gemäß § 247 Ziffer 3 in dem anderen 
Staat bestraft wurde;

4. wenn die gesetzlichen Voraussetzungen der Straf­
verfolgung in Wegfall geraten sind.

§250
Verweisung

(1) Ergibt sich, daß das Gericht gemäß § 28 des Ge­
richtsverfassungsgesetzes oder §§ 4, 21 Absatz 1 Buch­
stabe b, § 23 Absatz 1 der Militärgerichtsordnung sach­
lich nicht zuständig ist, spricht es seine Unzuständigkeit 
aus und verweist die Sache an das sachlich zuständige 
Gericht.

(2) Beantragt der Staatsanwalt auf Grund des Ergeb­
nisses der Hauptverhandlung bei dem Kreisgericht die 
Verweisung an das Bezirksgericht, hat das Kreisge­
richt die Verweisung auszusprechen.

(3) Eines neuen Eröffnungsbeschlusses bedarf es nicht.

§251
Entscheidung über Einstellung und Verweisung

Die Entscheidungen gemäß §§ 247 bis 250 ergehen 
durch Beschluß des Gerichts. Sie können auch außerhalb 
der Hauptverhandlung erlassen werden.

§252
V erhandlungsprotokoll

Uber die Hauptverhandlung ist ein Protokoll aufzu­
nehmen und von dem Vorsitzenden und dem Protokoll­
führer innerhalb von 24 Stunden nach der Verkündung 
der Entscheidung zu unterschreiben.

§253
Inhalt des Protokolls

(1) Das Protokoll über die Hauptverhandlung muß 
enthalten:

1. den Ort, den Tag und die Zeit der Verhandlung;
2. die Namen der Richter und Schöffen, des Staats­

anwalts, des gesellschaftlichen Anklägers, des ge­
sellschaftlichen Verteidigers, des Protokollführers 
und des hinzugezogenen Dolmetschers;

3. die Bezeichnung der Straftat nach dem Eröffnungs­
beschluß;

4. die Namen der Angeklagten, ihrer Verteidiger und 
gesetzlichen Vertreter;

5. die Angabe, daß öffentlich verhandelt oder die 
Öffentlichkeit ausgeschlossen worden ist;

6. die Angabe, daß die Zeugen und Sachverständigen 
über die Wahrheitspflicht und die Zeugen über ein 
Zeugnisverweigerungsrecht belehrt worden sind;

7. die Angabe, daß Rechtsmittelbelehrung erfolgt ist.

(2) Das Protokoll muß den Gang und Inhalt der 
Hauptverhandlung im wesentlichen wiedergeben und 
die Einhaltung aller zwingenden Verfahrensvorschriften 
nachweisen. Die im Laufe der Verhandlung gestellten 
Anträge, die ergangenen Entscheidungen und die Ur­
teilsformel sind in das Protokoll aufzunehmen.

(3) Die Aussagen der Angeklagten, Zeugen, Vertreter 
des Kollektivs und Sachverständigen sind im Protokoll 
mit ihrem wesentlichen Inhalt wiederzugeben. Zum Ge­
genstand der Verhandlung gemachte Aufzeichnungen 
und andere Beweismittel sind zu bezeichnen.

(4) Kommt es auf die genaue Feststellung eines be­
stimmten Vorganges in der Hauptverhandlung oder des 
Wortlauts einer Aussage oder einer Äußerung an. hat 
der Vorsitzende die vollständige Protokollierung und 
Verlesung anzuordnen. In dem Protokoll ist zu vermer­
ken, daß es insoweit verlesen und genehmigt worden ist 
oder welche Einwendungen erhoben worden sind.

§254
Beweiskraft des Protokolls

(1) Das Protokoll beweist, ob die zwingenden Verfah­
rensvorschriften in der Hauptverhandlung eingehalten 
worden sind.

(2) Das Protokoll dient dem höheren Gericht ~als 
Grundlage für seine Beurteilung der tatsächlichen Fest­
stellungen des Urteils.

(3) Der Staatsanwalt, der Angeklagte und sein Ver­
teidiger sowie andere an der Hauptverhandlung Betei­
ligte können innerhalb von drei Tagen nach Fertigstel­
lung des Protokolls dessen Berichtigung oder Ergän­
zung beantragen. Das Gericht hat über diesen Antrag 
durch Beschluß nach Anhörung des Protokollführers zu 
entscheiden. Der Beschluß kann nur mit dem gegen das 
Urteil eingelegten Rechtsmittel angefochten werden.

(4) Offenbare Unrichtigkeiten im Protokoll können 
von dem Vorsitzenden und dem Protokollführer jeder­
zeit gemeinsam berichtigt werden. Die Berichtigung ist 
im Protokoll kenntlich zu machen. Hat der Staatsanwalt, 
der Verteidiger oder ein Beteiligter das Protokoll vor­
her eingesehen, so wird ihm die Berichtigung mitgeteilt.


